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Einleitung 

Im folgenden Bericht werden die zentralen Ergebnisse der Bestandserhebung zur wissenschaftlichen 
Weiterbildung (wWB) und ihre Relevanz für die Hochschule Fulda (HFD) zusammengefasst.  

Die Ergebnisse bilden eine erste Grundlage zur Priorisierung der Ziele in der wWB, zur Entwicklung von 
Anreizmodellen für die Entwicklung von wWB-Angeboten, sowie zur Identifikation von Soll-Prozessen 
für die Strukturoptimierung in der wWB und nicht zuletzt, einen Ansatz zur Entwicklung eines pass-
genauen modularen Systems für die wWB an der HFD. 

Folgende Fragestellungen sind hierbei leitend:  

1. Welche gesetzlichen Vorgaben bestimmen zurzeit den Stand und Status der wWB in Hessen?  

2. Was ist mit dem Ansatz des lebenslangen Lernens gemeint? Welchen Beitrag kann wWB hierzu 
leisten und welche Faktoren bestimmen die erfolgreiche Umsetzung?  

3. Wie fügt sich wWB in das Leitbild der HFD ein und welchen Stellenwert hat das Konzept des 
lebenslangen Lernens? 

4. Wie positioniert sich die wWB an der HFD strategisch? 

5. Welches Verständnis von wWB vertritt die HFD?  

6. Welche Angebote im Rahmen der wWB gibt es an der HFD und wodurch zeichnet sich das der-
zeitige Angebotsportfolio aus?  

7. Mit welchen Herangehensweisen und Ressourcen wird wWB administrativ, inhaltlich und 
strukturell an der HFD ermöglicht?  

8. Welche Hochschulen bieten sich im Hinblick auf die Entwicklung von modularen Angebots-
formaten und Baukastensystemen als Good Practice Beispiele an und welche Kriterien sind 
dabei weiterführend?  
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1. Externe Rahmenbedingungen 

Im Folgenden werden die externen Rahmenbedingungen erfasst und ihr möglicher Einfluss 
ausgewertet. Zur Annäherung an die Frage, welche Rahmenbedingungen bei der Entwicklung von 
Weiterbildungsmaßnahmen relevant sind, werden zunächst zentrale Merkmale des lebenslangen 
Lernens (LLL) sowie eine anschließende Zusammenstellung von Konzepten und Bestimmungen zur wWB 
in Bezug zum lebenslangen Lernen vorgestellt. Eine Zusammenfassung zentraler Desiderate zur 
Hochschulpolitik in der wWB stellt die wichtigsten Handlungsfelder bei der Implementierung und Ent-
wicklung von wissenschaftlichen Weiterbildungsmaßnahmen heraus. 

Eine Übersicht zu Stärken und Schwächen staatlicher Hochschulen, als Anbieterinnen präsenzbasierter, 
berufsbegleitender und weiterbildender Studiengänge, dient einer ersten Verortung unter dem 
Gesichtspunkt der Konkurrenz. Im Anschluss folgen eine Übersicht zum Stand der rechtlichen 
Rahmenbedingungen zur wWB in Hessen, sowie ein Überblick zu den finanziellen Rahmenbedingungen. 

1.1. Lebenslanges Lernen (LLL) und Weiterbildung 

Unter lebenslangem Lernen (LLL)1 wird im Bologna-Prozess weniger im herkömmlichen Verständnis 
postgraduale Weiterbildung als vielmehr eine umfassende hochschulpolitische Strategie verstanden, 
Hochschulen für neue Zielgruppen zu öffnen, das Studium zu flexibilisieren und auf die spezifischen 
Bedürfnisse einer veränderten Klientel auszurichten (Banscherus et al., 2010, S. 221-238). 

Die Umsetzung der Bologna-Reformen hat in Deutschland zu einem erweiterten Verständnis von wWB 
geführt, das neben traditionell kurzfristigen Angeboten für akademisch vorgebildete Zielgruppen auch 
weiterbildende Studiengänge für Berufstätige umfasst.  

Die Bezeichnung des lebenslangen Lernens setzt voraus „dass das akademische Bildungsangebot vom 
ersten Semester an auf die veränderten Voraussetzungen der Studierenden eingeht und sich den flexib-
len Bedürfnissen von Erwachsenen nach Lernen und Kompetenzentwicklung über die Lebensspanne 
hinweg öffnet“ (Kerres et al., 2012, S. 9). 

Mit dem Beschluss der Kultusministerkonferenz (KMK) vom 05. März 2009 wurden in Deutschland die 
bildungspolitischen Voraussetzungen für einen erweiterten Hochschulzugang geschaffen. InhaberInnen 
beruflicher Aufstiegsfortbildungen wie z.B. MeisterInnen, TechnikerInnen, FachwirtInnen und In- 
haberInnen gleich gestellter Abschlüsse, haben nach dieser Neuregelung den allgemeinen, beruflich 
Qualifizierte ohne Aufstiegsfortbildung den fachgebundenen Hochschulzugang. Mit dieser, für das 
deutsche Bildungssystem sehr weitreichenden Regelung, besteht eine länderübergreifende Basis für den 
Hochschulzugang beruflich Qualifizierter. Die Überarbeitung der 2003 von der KMK verabschiedeten 
Strukturvorgaben hat seit 2010 den Abbau von Barrieren befördert. 

In den Landesgesetzen wurde die sprachliche Verengung von wWB an Hochschulen auf postgraduale 
wWB abgelöst durch ein erweitertes Begriffsverständnis, in dem von weiterbildendem Studium oder 
von Weiterbildung gesprochen wird.  

Die Assoziation der Weiterbildung mit lebenslangem Lernen berührt v.a. Fragen der  

o Durchlässigkeit, 
o Anrechenbarkeit von Kompetenzen, 
o flexiblen Studienstrukturen (Hanft, 2013, S. 15) 

In Deutschland wird u.a. im Vergleich zu internationalen Standards in Abgrenzung von wWB unter-
schieden und zugeordnet in:  

o gebührenfreie konsekutive, 
o gebührenpflichtige weiterbildende Studiengänge, 

                                                                          
1Lebenslanges Lernen ist nicht begrenzt auf den Hochschulrahmen und zielt auf zahlreiche lebenslang praktizierte Lernformen an 
unterschiedlichen Lernorten. Es orientiert sich dabei hauptsächlich an den Lernenden (Schuetze, 2007; Hanft und Wolter, 2001). 



 
 

5

o weiterbildende Studienangebote auf Masterebene2 (Kretschmer; Stöter, 2014, S.8) 

Mit der Möglichkeit, seit 2009 Abschlüsse berufsbegleitend zu erwerben, deutet sich ein weiterer 
Integrationsschritt ins lebenslange Lernen an. 

Die Trennung von gebührenfreien konsekutiven Studiengängen und gebührenpflichtigen weiter-
bildenden Studiengängen führt i.d.R. dazu, dass Studieninteressierten ohne Hochschulabschluss 
zumeist nur in Vollzeit studierbare Bachelor-Studiengänge offen stehen, da sich der Handlungsrahmen 
weiterbildender Studiengänge in den meisten Bundesländern derzeitig auf die Masterebene 
beschränkt.3 

Hochschulsysteme, die sich am lebenslangen Lernen orientieren, zeichnen sich zusammenfassend aus 
durch: 

1. Offenheit gegenüber heterogenen Studierenden, deren Zulassung weniger auf formalen 
Zugangsberechtigungen als vielmehr entlang von Kompetenzprüfungen und -einstufungen er-
folgt, 

2. Gestaltung von Übergängen, indem auf Grundlage individueller Kompetenzprofile und 
Leistungsvoraussetzungen, Maßnahmen zur Förderung der Studierfähigkeit und Vorbereitungs-
kurse für höhere Bildungsstufen angeboten werden, um Studierenden mit unterschiedlichen 
Voraussetzungen ein erfolgreiches Studium zu ermöglichen, 

3. flexible, auf das gesamte Jahr verteilte Programme, deren Belegung auf individuelle zeitliche 
Budgets zugeschnitten wird, sowie modulare Studienformate mit Übergangsmöglichkeiten, 

4. eine hohe Professionalität bei der Planung, Entwicklung und beim Management der Studien-
programme (Hanft, 2014, S. 23). 

1.2  Anforderungen der European University Association an das lebenslange Lernen 

Im internationalen Vergleich wird wWB in Verbindung mit lebenslangem Lernen weitaus umfassender 
verstanden als in Deutschland. Neben der beruflichen und akademischen Förderung wird darunter vor 
allem die Anerkennung von prior learning als auch unterschiedlicher Qualifikationen und 
Qualifizierungswege innerhalb studienbezogener Kreditpunktsysteme verstanden (also die Anrechnung 
biographischer Vorleistungen und Studienanforderungen) (Hanft, 2014, S.23). 

Die von der European University Association (EUA) herausgegebene European Universities Charter (EUC) 
on Lifelong Learning (2008) formuliert zehn grundlegende Anforderungen zur Implementierung des 
Life-Long-Learning-Prinzips im Einklang mit den Bologna-Anforderungen an Hochschulen. 

1. Embedding concepts of widening access and lifelong learning in their institutional strategies. 
2. Providing education and learning to a diversified student population. 
3. Providing appropriate guidance and counseling services. 
4. Recognizing prior learning. 
5. Embracing lifelong learning in quality culture. 
6. Strengthening the relationship between research, teaching and innovation in a perspective of life-

long learning. 
7. Consolidating reforms to promote a flexible and creative learning environment for all students. 
8. Developing partnerships at local, regional, national and international level to provide attractive 

and relevant programs. 
9. Acting as role models of lifelong learning institutions (EUA, 2008) 

Berufsbegleitende Studienangebote stellen dabei lediglich einen Teilaspekt dar.  

                                                                          
2 Dies gilt u.a. für Hessen, aber nicht für alle Bundesländer. 
3Ausnahmen finden sich vereinzelt in Ländergesetzen. Das niedersächsische Hochschulgesetz ermöglicht nach seiner Novellierung 
im Jahr 2010 berufsbegleitende Bachelor-Studiengänge für die kostendeckende Gebühren erhoben werden können. Eine 
entsprechende Gesetzesregelung findet sich auch in Bayern (Hanft, 2014, S. 16). 
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1.2.1 Change Management als Notwendigkeit zur Verankerung von wissenschaftlicher Weiterbildung 
und lebenslangem Lernen an Hochschulen  

Die Entwicklung und Einführung wissenschaftlicher Weiterbildungsangebote an Hochschulen eröffnet 
einerseits Möglichkeiten zur Veränderung etablierter administrativer und organisatorischer Abläufe, ist 
jedoch andererseits i.d.R. konfrontiert mit folgenden strukturellen Hürden: 

o die Entwicklung von wWB-Studiengängen als neuartigem Hochschulprodukt setzt andere 
Rahmenbedingungen hinsichtlich Finanzierung, didaktischem Design und der Zielgruppen 
voraus,  

o eine nicht vorhandene Weiterbildungskultur bzw. eine Hochschulkultur, die dem Thema Weiter-
bildung ambivalent bis skeptisch gegenübersteht,  

o unterschiedliche Interessen interner StakeholderInnen, 
o Erfordernis des Erkennens und Beseitigens von strukturellen Barrieren, z.B. beim Lehrdeputat, 

bei Nebentätigkeitsregelungen sowie förderrechtlichen Restriktionen (Hanft, 2015. S. 5)4. 

 

 

  

                                                                          
4 Siehe dazu auch: Wilkesmann, U., 2010: Die vier Dilemmata der wissenschaftlichen Weiterbildung, in: Zeitschrift für Soziologie 
der Erziehung und Sozialisation. 30 Jahrgang, Heft 1, Juventa-V. Weinheim, S. 28 -43 

Zwischenfazit 
Die Faktoren Durchlässigkeit, Anrechenbarkeit und Flexibilität sind zentrale Eckpfeiler bei der 
Gestaltung der wWB im Sinne des lebenslangen Lernens. Der Abbau formaler und struktureller 
Hürden ist ein wesentlicher Schritt zur Öffnung der Hochschulen für neue Zielgruppen und 
Berufstätige, erweist sich jedoch in der Praxis als unzureichend, sofern das institutionelle und 
kulturelle Umfeld der Hochschulen erforderliche Strukturen und Rahmenbedingungen nicht schafft.  
Angesichts des Anteils von ca. 1 % nicht-traditionell Studierender in Deutschland stellt sich die 
Notwendigkeit an vielen Hochschulen, Maßnahmen in der wWB zu ergreifen und nicht-traditionell 
Studierende als neue Zielgruppe zu gewinnen i.d.R. als mäßig dar. 
Das Konzept des lebenslangen Lernens ist langfristig auf der strategischen, strukturellen und 
institutionellen Ebene zu verankern, was die Berücksichtigung historisch gewachsener 
institutioneller Abläufe ebenso einschließt, wie ein konzeptionelles Umdenken in Studium und 
Lehre. Sofern das Konzept des lebenslangen Lernens für die wWB nicht nur auf der 
proklamatorischen Ebene verankert wird, sondern auch durch konkrete Maßnahmen bewerkstelligt 
wird, bildet es einen integralen Bestandteil von Prozessen im Rahmen des Change Managements. 
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1.3  Zur Bestimmung der Wissenschaftlichen Weiterbildung – eine Auswahl  

Die Bezeichnungen Weiterbildung und wWB werden vielfach synonym verwendet. Eine einheitliche 
oder für alle Hochschulen verbindliche Definition gibt es nicht.  

Das Spektrum zur näheren Bestimmung der wWB stellt sich wie folgt dar:  

Tabelle 1: Konzeptionelle und formale Bestimmungen zur wWB  

HRK/1993 „Die wWB wird als Oberbegriff für alle Lehrtätigkeiten an Hoch-
schulen zusammengefasst, die der Erneuerung, Erweiterung, Ver-
tiefung etc. des in einer Erstausbildung und im Rahmen beruflicher 
Erfahrung erworbenen Wissens dienen oder Erwachsene auf 
neben- und nachberufliche Tätigkeiten vorbereiten“5 

KMK/2001 a Weiterbildung ist die Fortsetzung oder Wiederaufnahme 
organisierten Lernens nach Abschluss einer ersten Bildungsphase 
und in der Regel nach Aufnahme einer Erwerbs- und Familientätig-
keit. Weiterbildung in diesem Sinn liegt auch dann vor, wenn die 
einzelnen ihr Lernen selbst steuern. Weiterbildung umfasst die 
allgemeine, politische, berufliche, kulturelle und wWB. Weiter-
bildung kann in Präsenzform, in der Form der Fernlehre, des 
computergestützten Lernens, des selbst gesteuerten Lernens oder 
in kombinierten Formen stattfinden.6 

KMK /2001 b „Wissenschaftliche Weiterbildung ist die Fortsetzung oder Wieder-
aufnahme organisierten Lernens nach Abschluss einer ersten 
Bildungsphase und in der Regel nach Aufnahme einer Erwerbs- 
oder Familientätigkeit, wobei das wahrgenommene Weiter-
bildungsangebot dem fachlichen und didaktischen Niveau der 
Hochschule entspricht.“7 

Hochschulrektorenkonferenz 
(2008) 

Voraussetzungen: 

‐ erster berufsqualifizierender Abschluss, 
‐ Berufserfahrung, 
‐ Strukturelle Anpassung an die zeitlichen Verpflichtungen 

von Berufstätigen, 
‐ Adressatengerechte und methodisch-didaktische Aufberei-

tung, 
‐ Gestaltung auf Hochschulniveau. 

HochschulabsolventInnen mit Berufserfahrung sind hierbei die 
primäre Zielgruppe.8 

Bundesvereinigung der 
ArbeitgeberInnenverbände (BDA) 
und des deutschen Industrie- und 
Handelskammertags /2007 
 
 
 

[…] WWB als Oberbegriff für Hochschulangebote, die die Fort-
setzung oder Wiederaufnahme organisierten Lernens zusammen-
fassen und damit der Erweiterung, Vertiefung oder Spezialisierung 
von früher erworbenem Wissen und Fähigkeiten dienen. In An-
lehnung an § 12 Hochschulrahmengesetz (HRG) umfasst wWB 
solche Studienangebote, die nach einem ersten berufs-
qualifizierenden Abschluss (wobei alternative Zugangswege zu 
berücksichtigen sind) und nach einer Phase beruflicher Tätigkeit 
durchgeführt werden und im Hinblick auf die Gruppe der Adressat-

                                                                          
5
 https://www.hrk.de/positionen/beschluss/detail/die-wissenschaftliche-weiterbildung-an-den-hochschulen/ 

6 http://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/veroeffentlichungen_beschluesse/2001/2001_02_01-4-Empfehlung-Weiterbildung.pdf 
7 http://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/veroeffentlichungen_beschluesse/2001/2001_09_21-Problembericht-wiss-
Weiterbildung-HS.pdf, S. 2 
8 HRK – Hochschulrektorenkonferenz (2008): Positionspapier zur wissenschaftlichen Weiterbildung http://www.hrk.de/109 
4479.php [20.12.2011]. 
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Innen inhaltlich, didaktisch und methodisch auf Hochschulniveau 
entsprechend aufbereitet sind, sowie das spezifische Zeitbudget 
von Berufstätigen berücksichtigen“ 9 

Wolter 2011/2007 Annäherung erfolgt über Kozepte aus dem englischsprachigen 
Raum, z.B. über das Verständnis von  „university continuing 
education“ oder „continuing higher education“. Ein Vorteil dieser 
Bezeichnungen ist, dass im Unterschied zur wissenschaftlichen 
Weiterbildung als Unterscheidungskriterium, auf die Hochschule 
als Anbieter von Weiterbildung und nicht primär auf den Wissen-
schaftlichkeitsanspruch abgestellt wird. WWB wird von Studien-
gängen abgegrenzt, die zu einem ersten (grundständigen) Hoch-
schulabschluss führen. Bei der wWB geht es um Angebote für 
Erwerbstätige, die ein Studium bereits erfolgreich beendet haben. 
WWB wird in diesem Kontext auf Grundlage folgender Kriterien 
bestimmt: 1. AdressatInnen (neben HochschulabsolventInnen als 
historisch primäre Zielgruppe treten andere Zielgruppen); 2. 
Institution: Wissenschaftliche Einrichtung als AnbieterIn (neben 
Hochschulen treten Akademien u.a. wissenschaftliche Einrich-
tungen); 3. Anspruchsniveau der Angebote; 4. Formate, darunter: 

‐ weiterbildende Studiengänge, die zu regulären Ab-
schlüssen führen und mindestens über ein Jahr, zumeist 
über zwei Jahre dauern, 

‐ kürzere weiterbildende Programme, die zu Zertifikaten 
eigener Art führen, 

‐ kooperative Programme, die zusammen mit außerhoch-
schulischen Einrichtungen initiiert und implementiert 
werden, 

‐ allgemeinbildende Angebote wie eine Bürgeruniversität, 
‐ Seniorenprogramme, 
‐ außerhochschulische („auswärtige“) Seminarkurse und 

andere Formate. 

Diese Pluralität wird positiv bewertet, da sie den heterogenen Be-
darfen der Zielgruppen entgegenkommt. Zugleich wird eine 
spezifischere Abgrenzung zwischen der akademischen Erstaus-
bildung und der wWB10 gefordert. 

Hanft & Knust (2007) Anpassung des im deutschsprachigen Raum gebräuchlichen Ver-
ständnisses von wWB im Sinne des „Life long learning“ und der 
Rahmenbedingungen, darunter: 

‐ Einrichtung berufsbegleitender Bachelor- und Master-
studiengänge sowie Doktorandenprogramme, 

‐ Fokussierung auf die Zielgruppe der nicht-traditionell 
Lernenden, 

‐ Erleichterung der Durchlässigkeit zwischen beruflicher 

                                                                          
9 BDA- Bundesvereinigung der deutschen ArbeitgeberInnenverbände (2007): Bildung schafft Zukunft. WWB im System der 
gestuften Studienstruktur, gemeinsames Papier von BDA, HRK, BDI, Berlin  
10 Wolter, Andrä ,2011. Die Entwicklung wissenschaftlicher Weiterbildung in Deutschland: Von der postgradualen Weiterbildung 
zum lebenslangem Lernen, in: Beiträge zur Hochschulforschung 33. Jg. 4/2011, S. 8-35. 
Wolter, Andrä ,2007: Diversifizierung des Weiterbildungsmarktes und Nachfrage nach akademischer Weiterbildung in 
Deutschland. Zeitschrift für Hochschulentwicklung. 
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Bildung und Hochschulbildung, 
‐ Förderung der beruflichen Weiterbildung von Hochschul-

absolventInnen. 11 

Graeßner /2010 Definition der wWB als „Weiterbildung durch Hochschulen“. Eine 
Annäherung erfolgt auf der Ebene der inhaltlichen und didaktisch-
methodischen Gestaltung. Demnach umfasst wWB berufliche, 
politische und allgemeine Bildung. In der wissenschaftlichen 
Weiterbildung geht es „um Perspektiven und Inhalte, die sich im 
wissenschaftlichen Diskurs zu bewähren haben.“ Praxisrelevanz, 
Problemorientierung und Methodenstrenge stellen dabei drei 
Komponenten für die Umsetzung der wWB dar. Neben dem 
Wissenschaftlichkeitsanspruch vollzieht sich wWB über didaktische 
Prinzipien, wie z.B. der Problemorientierung. 
Die Definition von wWB gemäß KMK-Definition wird als 
problematisch eingestuft, da in der praktischen Anwendung, 
Abgrenzungsprobleme auf der Ebene der Studienformate und Ziel-
gruppen entstehen. Bei den Studienformaten wird unterschieden 
in Zusatz-, Ergänzungs- und Aufbaustudiengänge, sowie post-
graduale Studien. Diese schließen direkt an vorgängige Studien an 
und richten sich an HochschulabsolventInnen. Weiterbildende 
Studiengänge zielen hingegen auf Berufstätige oder Personen mit 
Studienabschluss nach einer Phase der Erwerbstätigkeit.12 

Willkesmann /2010 Ausgangspunkt zur Definition der wWB bildet die Kritik an der 
Definition der wWB gemäß der Hochschulrektorenkonferenz (2008) 
und der Begriffseingrenzung nach Wolter, so u.a. bei den Kriterien 
bei der Zuordnung von Angeboten zur wWB (2005): 

1. Verantwortung der Programme liegt in der Verantwortung 
der Hochschulen (Institution), 

2. Angebote richten sich an HochschulabsolventInnen mit 
Berufserfahrung (Zielgruppe), 

3. Angebote weisen einen Wissenschaftsbezug auf 
(Anspruchsniveau). 

Demnach vollzieht sich wWB über die Hochschulen und den 
Wissenschaftlichkeitsanspruch. Eine zielgruppenorientierte 
Perspektive ist eher nachrangig. 
Eine weitere Annäherung an die Bestimmung zur wWB und NTS als 
Zielgruppe erfolgt über eine internationale Perspektive mit folgen-
den Merkmalen: 

1. Aufnahme des Hochschulstudiums erfolgt nicht auf 
direktem Weg, 

2. Aufnahme an der Hochschule erfolgt nicht über die 
reguläre Zugangsberechtigung, 

3. Studium in anderen Formaten. 

Bei der definitorischen Eingrenzung der Zielgruppe stellt der Autor 
(in Anlehnung an Teichler, Wolter sowie Schütze und Slowey) auf 
ein allen Lebensphasen zugrunde liegendes Bildungskonzept ab. 
Unter NTS werden auch NachfragerInnen von grundständigen 

                                                                          
11 Hanft, Anke & Knust, Michaela, 2007. Internationale Vergleichsstudie zur Struktur und Organisation der Weiterbildung an 
Hochschulen. Carl von Ossietzky Univ.  
12 Graeßner, Gernot; Bade-Becker, Ursula & Gorys, Bianca, 2010. Weiterbildung an Hochschulen, in: Tippelt, Rudolf (Hg.) Handbuch 
Erwachsenenbildung/Weiterbildung VS Verlag Sozialwissenschaften. 
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Angeboten, die didaktisch und organisatorisch den Formaten der 
wWB entsprechen, gefasst. Dabei ergeben sich folgende 
Dilemmata:  
1. wWB kann Teil der Hochschule sein oder auch außerhalb liegen. 
Der Konflikt der diesbezüglich gelöst werden muss ist, dass die 
Hochschulen die Funktion der wWB mit ihrem derzeitigen Organi-
sationsstatus aufgrund struktureller Probleme kaum erfüllen 
können.  
2. Die Hochschule als Anbieter wWB muss klären, ob sie sich als 
unternehmerische Organisation, die ein Produkt verkauft oder als 
Anbieter eines öffentlichen Gutes versteht. Dabei sind  Konflikt-
lagen zwischen Managerial Governance und Academic Self-
governance zu berücksichtigen.13 
3. Die dritte Konfliktsituation stellt die extrinsische und intrinsische 
Motivation der DozentenInnen und MitarbeiterInnen gegenüber. 
4. Das vierte Dilemmata wirft die Frage auf, ob wWB vorrangig 
einem Wissenschaftsanspruch genügen muss oder sich nachfrage-
orientiert gestalten und an der Praxis ausrichten kann. 14 

Stifterverband für Deutsche 
Wissenschaft /2013 

„Quartäre Bildung baut auf tertiärer Bildung auf und meint die 
Fortsetzung der Wiederaufnahme organisierten Lernens nach dem 
Abschluss einer akademischen oder beruflichen Ausbildung und in 
der Regel nach Aufnahme einer Erwerbs- und Familientätigkeit. (...) 
„Hochschulen richten sich an Weiterbildungs-, Teilzeit,- und Fern-
studierende. Zielgruppen sind deutsche und ausländische Hoch-
schulabsolventInnen sowie beruflich Qualifizierte (ohne klassische 
Hochschulzugangsberechtigung15). 

„Nachfrage und Bedarfsanalysen: 
Grundlagen“ 2012 
 
Wiss. Begleitung des Bund- 
Länder- Wettbewerbs „Aufstieg 
durch Bildung: Offene Hoch-
schulen“ April, 2012 

"Hochschulweiterbildung, verstanden als übergreifende Be-
zeichnung für die unterschiedlichen Angebote mit weiter-
bildendem Charakter, die an den Hochschulen anzutreffen sind. 
Hierzu gehören neben weiterbildenden Studiengängen und den 
"klassischen" Angeboten der wissenschaftlichen Weiterbildung wie 
Kursen und Zertifikaten auch grundständige Studiengänge, die von 
Studierenden aus einer biografischen Perspektive heraus als 
individuelle Form der Weiterbildung verstanden werden". 

 

  

                                                                          
13 Dies ist nicht notwendigerweise ein Widerspruch, wird aber vom Autor als ein solcher diskutiert.  
14 Wilkesmann, Uwe, 2010. Die vier Dilemmata der wissenschaftlichen Weiterbildung, in: Zeitschrift für Soziologie der Erziehung 
und Sozialisation, 30(1), S. 28-42. 
15 Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft /Mc Kinsey Company (Hg.)2013, Hochschul Bildungsreport 2010. 
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1.4 Schlüsselfaktoren für die Teilnahme Erwachsener16 an wissenschaftlichen 
Weiterbildungsangeboten 

Für die Beteiligung Erwachsener an wWB stellen sich folgende Schlüsselfaktoren als förderlich dar:  

o Arrangements zur Flexibilisierung des Hochschulzugangs, 
o flexible Studienangebote,  
o Dienstleistungen und Unterstützungsangebote,  
o Lehrmethoden (z.B. E-Learning) und Weiterbildung von Lehrkräften,  
o finanzielle Unterstützung, 
o Zusammenarbeit mit externen AkteurInnen, 
o Bezugnahme auf die Anforderungen des Arbeitsmarktes, 
o Politik und Gesetzgebung.  

Trotz zahlreicher Maßnahmen zur Öffnung der Hochschulen für neue Zielgruppen, wie z.B. der Ein-
führung neuer Studienformate, Anerkennungs- und Anrechnungsverfahren sowie der Anpassung der 
jeweiligen gesetzlichen Rahmenbedingungen sind die Effekte für nicht-traditionell Studierende17 und 
der Förderung der wWB in Deutschland auch im internationalen Vergleich eher moderat geblieben. Ein 
Motiv liegt in der bildungspolitischen Konzentration und der formalen Frage des Hochschulzugangs. 
Eine größere, tatsächliche Durchlässigkeit, durch entsprechende Strukturen für die jeweiligen 
Zielgruppen bei der Anerkennung von informellen Kompetenzen und der Studienorganisation, erfordert 
jedoch, neben einer Erweiterung, eine noch stärkere Berücksichtigung der Studienorganisation, der 
Studienbedingungen und der begleitenden Unterstützung (Wolter et. al., 2014, S. 30-34).  

Hinzu kommt noch, dass (staatliche) Hochschulen als AnbieterInnen von wWB in Deutschland mit 
einem Anteil von 4 % in der öffentlichen Wahrnehmung nicht prominent in Erscheinung treten (Doug, 
2013, S. 15). Der Anteil an sogenannten nicht-traditionell Studierenden (NTS) beläuft sich in 
Deutschland auf 1 %. 

1.4.1 Desiderate für Hochschulpolitik und Hochschulen  

Basierend auf einem Expertenhearing im Rahmen des BMBF-geförderten Projekts „Studium für Berufs-
tätige – Erfolgsfaktoren für Lifelong Learning an Hochschulen“ (STU+BE) am 25. Juni 2010 sind folgende 
Desiderate zur Entwicklung von Strukturen und Organisationen lebenslangen Lernens herausgestellt 
worden:  

Hochschulpolitik: 

o Individuelle Aufhebung der Unterscheidung von grundständigen und weiterbildenden Studien 
zur Schaffung von Rahmenbedingungen, die es Hochschulen ermöglichen, flexible Angebote für 
lifelong learning anzubieten, 

o Modelle der Mischfinanzierung als wesentlicher Schritt zu einem Anreizsystem für Hochschulen 
um Strategien lebenslangen Lernens einzubeziehen. Diese sollten Studiengebühren ebenso wie 
andere zielgruppenbezogene Finanzierungsmöglichkeiten berücksichtigen, 

o flexibles Studium fördern und Bafög-Regelungen öffnen. 

  

                                                                          
16 Das zugrundeliegende Verständnis beschränkt sich an dieser Stelle nicht nur auf berufstätige Personen. Laut HRK wendet sich 
wWB in der Regel an berufstätige Erwachsene mit Hochschulabschluss, ist berufsfeldbezogen und wird deshalb überwiegend 
berufsbegleitend angeboten. Auch Berufstätigen ohne Hochschulzugangsberechtigung steht das weiterbildende Studium offen, 
sofern die Betreffenden die erforderliche Eignung im Beruf erworben haben. Weiterbildungangebote richten sich auch an 
Personen, die nicht mehr oder vorübergehend nicht berufstätig sind (Senioren, Frauen im Erziehungsurlaub, Arbeitslose) (HRK, 
Entschließung des 170 Plenums vom Juli 1993). 
17 Auch wenn sich im deutschsprachigen Raum keine verbindliche Definition zu NTS abzeichnet, gibt es im internationalen Raum 
eine Begriffsverwendung auf Grundlage von Ländervergleichen. Demnach ist unter einem nicht-traditionellen Hochschulzugang 
Folgendes zu verstehen: „Access to higher education through the validation of prior learning and work experience with or without 
a higher education entrance examination“ (HIS 2008, S. 41). Auf Grundlage dieser Definition kommt Deutschland im Vergleich zu 
z.B. Schweden (6%) auf einen Anteil von 1% an NTS (HIS 2008, S. 42, Tabelle 2.2.). 
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Hochschulen: 

o Berufsbegleitendes Studieren institutionell unterstützen und fördern: Dies impliziert Modul- 
und Zertifikatsangebote ebenso wie komplette Studiengänge, die Studium und Beruf vereinbar 
machen,  

o Akkumulierung von Kreditpunkten ermöglichen (z.B. durch Empty Box18 und/oder Container-
modelle), 

o Regelung der Anerkennung von beruflichen Kompetenzen: Über Pilotprojekte hochschulweite 
und -übergreifende Lösungen schaffen, wie erworbene Kompetenzen in Studiengängen 
pauschal oder individuell angerechnet werden können und durch passende Verfahren geregelt 
werden,  

o geeignete didaktische Modelle für berufstätige Studierende entwickeln und einführen,  
o Lernen „on-campus” als auch “off-campus”; Selbstlernangebote unterstützen, 
o vernachlässigte Feedback-Kultur erneuern, 19 
o Studienorganisation an den Bedarfen der Studierenden ausrichten,  
o lebenslanges Lernen und wWB verzahnen  

(Kerres et. Al, 2010, S. 185-186; Wolff-Bendik et al., 2011, S. 28). 

1.4.2 Stärken und Schwächen staatlicher Universitäten und (Fach)Hochschulen bei berufsbegleitenden 
Studienangeboten 

Bei der Frage nach der am besten geeigneten AnbieterIn für ein berufsbegleitendes Studium werden 
neben staatlichen Hochschulen (Universitäten und Fachhochschulen), immer häufiger auch Fern-
hochschulen oder20 aktuelle Angebote privater Hochschulen berücksichtigt21. Dies zeigt sich an der 
steigenden Anzahl von privaten Hochschulen, Studierenden, Studiengängen und Fachhochschulen. 
Diese Hochschultypen können den Bedarf an berufsbegleitenden Aus- und Fortbildungen mit ihrer 
anderen Klientel oft bedienen, was sich in den Abschlussquoten wiederspiegelt (Kamps et al., 2015,  
S. 18). 

Die tabellarische Zusammenfassung nach Kamps et al. stellt im Vergleich zu privaten Anbietern allge-
meine Stärken und Schwächen staatlicher Hochschulen heraus, zumal diese unter Markt- und 
Angebotsgesichtspunkten weniger mit anderen staatlichen Hochschulen, sondern in erster Linie mit 
privaten Anbietern konkurrieren. 
  

                                                                          
18 Empty-Box-Module dienen in i.d.R. dazu, bereits Erlerntes zu formalisieren. In diesen Kursen werden keine Inhalte vorgegeben, 
sondern die TeilnehmerInnen werden angehalten ihre Erfahrung festzuhalten, um bereits Erlerntes anrechnen zu können 
(Schmidt, 2012). 
19 Dies schließt Rückmeldungen der TeilnehmerInnen ebenso ein wie der Dozierenden, der Fachbereiche als auch Organisationen, 
die bei der Angebotsgestaltung beteiligt sind. Darunter gefasst werden können auch im weitesten Sinn Bedarfsanalysen. Zentral 
dabei ist die Beobachtung, dass wWB i.d.R. einfach gemacht wird, ohne dass der Mehrwert oder die daraus folgenden Resultate 
oder Verläufe im Näheren kommuniziert und zu Anreizsystemen für entsprechende AdressatInnen systematisiert und ausgebaut 
würden.  
20 Bundesweit gibt es ca. 100 staatliche Universitäten und 230 staatliche Fachhochschulen. Hinzu kommen 100 spezielle 
Universitäten und Fachhochschulen (Bundesagentur für Arbeit, 2014, S. 554-603). 
21 2010 immatrikulierten sich fast zwei Drittel der hessischen StudienanfängerInnen an privaten FHs. Das restliche Drittel verteilte 
sich überwiegend auf staatliche Universitäten und staatliche FHs. Über die Hälfte der hessischen StudienanfängerInnen nahmen 
2010 ein Studium an der Wilhelm Büchner Hochschule Darmstadt (WBS) auf. Es folgen mit großem Abstand die Universitäten 
Kassel und Frankfurt (Nickel, Sigrun et al., 2012, S. 69-71). 
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Tabelle 2: Stärken und Schwächen staatlicher Universitäten und (Fach)Hochschulen als AnbieterInnen 
berufsbegleitender Studienangebote 

Stärken  Schwächen  
- Geringer Semesterbeitrag  
- Lange Existenz und Reputation vieler traditions-
reicher Universitäten und (Fach)Hochschulen  
- Ausbildungsgänge und Abschlüsse haben bei 
vielen ArbeitgeberInnen einen hohen Stellenwert  
- Normalstudierende können sich voll auf die 
Ausbildung konzentrieren  
- Finanziert aus Steuergeldern, da nicht 
weisungsgebunden und offen für die Gestaltung 
bzw. nicht abhängig von ökonomischen u.a. 
Trends; geringer Semesterbeitrag für 
Studierende für Sozialabgaben, Verbundkarte, 
ASTA etc.  
 
 

- Starre organisatorische und zeitliche Vorgaben  
-Theorielastig 
- Fehlen von flexiblen und professionellen 
Strukturen und Erfahrungen um sich auf die 
besonderen Bedarfe von Berufstätigen einzu-
stellen 
- Kritik von Wirtschaftsunternehmen an fehlen-
den Praxiskenntnissen bei Lehrpersonal sowie 
geringe Flexibilität, Kooperationserfahrung und  
-bereitschaft des Lehrpersonals 
- Studierende werden als Verwaltungsmasse 
statt als Kunden wahrgenommen  
- WissenschaftlerInnen lehnen den Kontakt zu 
Wirtschaftsunternehmen ab, da diese nicht zur 
klassischen Klientel zählen  
- Kritik an der Ökonomisierung von Bildung und 
dessen Management  
- Junge Erwachsene als Hauptklientel in der 
akademischen Erstausbildung 

(Kamps et al., 2015, S. 12-20). 

1.4.3 Berufsbegleitende Studienangebote – drei Ausprägungen 

Der Begriff „berufsbegleitendes Studium“ wird vielschichtig gebraucht, so. z.B. im Zusammenhang mit 
dualen Studiengängen, berufsintegrierendem Studium, Verbund-/Integrationsmodell, kooperativem 
Studium etc. 

Zur besseren Einordnung werden nach Kamps & Hirsch drei Ausprägungen vorgestellt, die vor allem an 
Hochschulen angeboten werden und entweder ausbildungs-, berufs- oder praxisintegrierend sind 
(Kamps et al. 2015, S. 15-17). 

Tabelle 3: Merkmale berufsbegleitender Studienangebote 

Studienform Kennzeichen Vorteile 
Ausbildungs-
integrierendes 
Studium 

- Erwerb von beruflichem und Studienab-
schluss. 
- Betrieblicher Ausbildungsvertrag als 
Voraussetzung im dualen Studium für die 
Studienaufnahme. 

- erhebliche Zeitersparnis bei guter 
Abstimmung von Theorie und 
Praxisanteil 

Berufs-
integrierendes 
Studium 

- Berufliche Tätigkeit neben Studium 
möglich.  
Studium und Beruf können sich tageweise 
oder in längeren Blöcken abwechseln. 
- Studium kann in Vollzeit oder Teilzeit 
erfolgen. Gleitzeitregelungen sind möglich. 

- Teilzeitstudium möglich  

 

1.5 Rechtliche Rahmenbedingungen zur wissenschaftlichen Weiterbildung in Hessen  

In Deutschland gibt es kein einheitliches, in sich geschlossenes Weiterbildungsrecht, das die 
weiterbildungsrelevanten Aspekte zusammenhängend regeln würde. Die Gesetze, Verordnungen und 
Erlasse, die Weiterbildungsaktivitäten regeln, sind stark zersplittert. Dies liegt einerseits im Träger-
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pluralismus und andererseits darin, dass Weiterbildung nicht nur Sache des Bildungsrechts ist, sondern 
auch in den Zusammenhängen des Arbeits-, Wirtschafts- und Sozialrechts geregelt wird (Richter, 1993; 
Füssel, 2002).  

Als wesentliche Elemente definieren die Landeshochschulgesetze (LHG) den rechtlichen Rahmen des 
jeweiligen Bundeslandes, in dem sich die Hochschulen bewegen. In den aktuellen Versionen kommen 
Einflüsse des Bologna-Prozesses zum Tragen, in dem neben der Einführung gestufter Studienstrukturen 
auch Fragen der Durchlässigkeit des Bildungssystems an Bedeutung gewinnen. Gegenüber älteren 
Gesetzgebungen wird der Spielraum zur Formulierung von Zugangsvoraussetzungen für Hochschulen 
erweitert. Die Umsetzung bleibt den Hochschulen überlassen.  

In Hessen gelten die folgenden landesrechtlichen Bestimmungen für die Weiterbildung: 

‐ Hessisches Hochschulgesetz (HHG vom 01.01.2010). Für die wWB v.a. relevant sind: §16 
(Weiterbildung), § 18 (Prüfungen), § 32 (6) v. 10.12.2015 (Mitglieder und Angehörige), §54 
(Hochschulzugang), v.10.12.2015. 

‐ Gesetz zur Förderung der Weiterbildung und des lebensbegleitenden Lernens im Lande Hessen 
(Hessisches Weiterbildungsgesetz HWBG vom 01.07.2001) 

‐ Verordnung über den Zugang beruflich Qualifizierter zu den Hochschulen im Lande Hessen 
(GVBI), vom 16.12.2015 

Das Hessische Hochschulgesetz (HHG) steckt den gesetzlichen Rahmen für die wWB an den staatlichen 
Hochschulen in Hessen ab. 
 

Hessisches Hochschulgesetz – Landesrecht Hessen (HHG- 70-258) 

§ 16 
Weiterbildung  

(1) Die Hochschulen sollen Weiterbildungsangebote zur wissenschaftlichen Vertiefung und Ergänzung 
berufspraktischer Erfahrungen entwickeln und anbieten. 
(2) Zu weiterbildenden Masterstudiengängen können auch Bewerberinnen und Bewerber zugelassen 
werden, die eine Berufsausbildung abgeschlossen haben und über eine mehrjährige Berufserfahrung 
verfügen; Berufsausbildung und -erfahrung müssen einen fachlichen Bezug zum angestrebten Studium 
aufweisen. Die Bewerberinnen und Bewerber müssen im Rahmen einer Eignungsprüfung einen 
Kenntnisstand nachweisen, der dem eines für den angestrebten Studiengang einschlägigen ersten 
Hochschulabschlusses entspricht. § 54 bleibt unberührt. 
(3) Für die Teilnahme an Weiterbildungsangeboten sind insgesamt kostendeckende Entgelte22 zu 
erheben; sie werden vom Präsidium festgelegt. Mitgliedern der Hochschule, die zusätzlich zu ihren 
dienstlichen Verpflichtungen, Aufgaben in der Weiterbildung oder besondere Aufgaben in dualen 
Studienangeboten übernehmen, kann dies vergütet werden, wenn die Vergütung ausschließlich aus 
den in den jeweiligen Studienangeboten erzielten Einnahmen finanziert wird. Entsprechendes gilt für 
zusätzliche Aufgaben im Technologietransfer. 
(4) Wissenschaftliches Personal, das ausschließlich aus Weiterbildungsentgelten finanziert wird, bleibt 
bei der Berechnung der Aufnahmekapazität für die grundständigen Studiengänge unberücksichtigt. 

 
§54 

Hochschulzugang 
(1) Zum Studium in einem grundständigen Studiengang ist berechtigt, wer die dafür erforderliche 
Qualifikation nachweist (Hochschulzugangsberechtigung) und nicht nach § 57 an der Immatrikulation 
gehindert ist. 

                                                                          
22 In Hessen werden im Unterschied Niedersachsen kostendeckende Entgelte in die gesetzlichen Rahmenvereinbarungen mit 
aufgenommen. Siehe zum Vergleich: Niedersachsen (2011): Niedersächsisches Hochschulgesetz (NHG) vom 26.02.2007 (Nds.  
GVBl. 2011, S. 69), zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 17.11.2011 (Nds. GVBl. 2011, S. 422).  
Download: http://www.nds-voris.de/jportal/?quelle=jlink&query=HSchulG+ND&psml=bsvorisprod.psml&max=true&aiz=true 
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(3) Eine der allgemeinen Hochschulreife entsprechende Qualifikation hat auch, wer ein Hochschul-
studium oder einen akkreditierten Bachelorstudiengang an einer staatlichen oder staatlich an-
erkannten Berufsakademie erfolgreich abgeschlossen hat, ohne die allgemeine Hochschulreife zu be-
sitzen. Eine der fachgebundenen Hochschulreife entsprechende Qualifikation hat auch, wer das Grund-
studium in einem Fachhochschulstudiengang, einem gestuften Studiengang an einer Universität oder 
einen vergleichbaren Studienabschnitt abgeschlossen hat. Das Nähere regelt das Ministerium durch 
Verwaltungsvorschrift.  
(4) Durch Satzung kann festgelegt werden, welche studiengangspezifischen Fähigkeiten und Kennt-
nisse neben der Hochschulzugangsberechtigung zu Beginn des Studiums nachgewiesen werden 
müssen und in welchem Verfahren der Nachweis erfolgt. Die Hochschule kann Studienbewerberinnen 
und -bewerber mit dem Vorbehalt einschreiben, dass innerhalb der ersten beiden Semester der Nach-
weis nach Satz 1 geführt oder ein in der Prüfungsordnung vorgesehener Leistungsnachweis erbracht 
wird. Bei nachgewiesener hervorragender wissenschaftlicher oder künstlerischer Begabung kann auf 
eine Hochschulzugangsberechtigung für den betreffenden Studiengang verzichtet werden, sofern er 
mit einer Hochschulprüfung abgeschlossen wird. 
(6) Die für das Hochschulwesen zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige Minister regelt durch 
Rechtsverordnung den Hochschulzugang für beruflich qualifizierte Bewerberinnen und Bewerber. 

 
Weitere Verantwortlichkeiten zur Weiterbildung und zum lebensbegleitenden Lernen sind im 
Hessischen Weiterbildungsgesetz (HWBG) verankert. 
 

Gesetz zur Förderung der Weiterbildung und des lebensbegleitenden Lernens im Lande Hessen 
(Hessisches Weiterbildungsgesetz - HWBG-7319)  

§ 7 

(1.) Die Hochschulen beteiligen sich an den Ausbildungsaufgaben in der Weiterbildung nach § 3 
Abs. 3 und §16 des Hessischen Hochschulgesetzes vom 14. Dezember 2009 (GVBI. I S. 666), 
geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 2010 (GVBI. I S. 617), in der jeweils geltenden 
Fassung.  
 

(2.) Die in der Zuständigkeit des Sozialministeriums und des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr 
und Landesentwicklung liegenden Bereiche der Weiterbildung und des lebensbegleitenden 
Lernens bleiben unberührt. 

 

 
Die Verordnung über den Zugang beruflich Qualifizierter zu den Hochschulen im Land Hessen ist seit 
2015 überarbeitet und regelt im Kern den Zugang zu Hochschulen von Männern und Frauen mit 
mittlerer Reife und einer mindestens dreijährigen Ausbildung.23  
  

                                                                          
23 Vom 01. Januar 2016 bis 2021 sollen im Rahmen eines Modellversuchs der Landesregierung, beruflich Qualifizierte ohne Abitur 
und ohne die bisherigen Voraussetzungen, wie z.B. einer dreijährige Ausbildung oder mehrjährigen Berufserfahrung, einen 
Hochschulzugang erlangen.  
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Verordnung über den Zugang beruflich Qualifizierter zu den Hochschulen im Lande Hessen 
(HessBQuHSchulzIZVO) -GVB1.II 70-262  

§ 1 
Hochschulzugangsberechtigung 

 
(1) Personen mit Fortbildungsabschlüssen, für die Prüfungsregelungen nach den§§ 53 und 54 des Be-
rufsbildungsgesetzes vom 23. März 2005 (BGBl. I S.931), zuletzt geändert durch Gesetz vom  
5. Februar 2009 (BGBl. I S.160, 462), oder nach den §§ 42 und 42a der Handwerksordnung in der 
Fassung vom 24. September 1998 (BGBl. IS.3075, 2006 I S.2095), zuletzt geändert durch Gesetz vom  
17. Juli 2009 (BGBl. I S.2091), bestehen, sofern die Lehrgänge mindestens 400 Stunden umfassen; 
(2) Personen mit staatlichen Befähigungszeugnissen für den nautischen oder technischen Schiffsdienst 
nach § 4 Nr. 1 des Seemannsgesetzes vom 26. Juli 1957 in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 9513-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S.2407); 
(3) Personen mit Abschlüssen an Fachschulen entsprechend der Rahmenvereinbarung über Fach-
schulen (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 7. November 2002 in der Fassung vom  
9. Oktober 2009) in der jeweils geltenden Fassung; 
(4) Personen mit Abschlüssen vergleichbarer landesrechtlicher Fort- und Weiterbildungsregelungen für 
Berufe im Gesundheitswesen und im Bereich sozialpflegerischer oder sozialpädagogischer Berufe; 
(5) Personen mit Abschlüssen vergleichbarer bundesrechtlicher Fort- und Weiterbildungsregelungen 
wie beispielsweise Steuerberaterinnen und Steuerberater, Wirtschaftsprüferinnen und Wirtschafts-
prüfer. Personen nach Nr. 1 bis 5 besitzen eine allgemeine Hochschulzugangsberechtigung nach § 54 
Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des Hessischen Hochschulgesetzes. 
(6) Absolventinnen und Absolventen von Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien, die eine abge-
schlossene Berufsausbildung nachweisen, sowie Absolventinnen und Absolventen eines einjährigen 
Lehrgangs an der Europäischen Akademie der Arbeit in der Universität Frankfurt am Main besitzen 
eine fachgebundene Hochschulzugangsberechtigung nach § 54 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 des Hessischen Hochschulgesetzes. 
(7) Landespezifische Hochschulzugangsberechtigungen beruflich Qualifizierter aus anderen Ländern 
werden nach einem Jahr nachweislich dort erfolgreich absolvierten Studiums zum Zwecke des Weiter-
studiums in dem gleichen oder in einem fachlich verwandten Studiengang in Hessen anerkannt, 
sofern in den ersten beiden Semestern nach der Studien- oder Prüfungsordnung der jeweiligen Hoch-
schule mindestens 60 Kreditpunkte erreicht wurden. Gleiches gilt für ein in einem anderen Land nach 
dessen landesrechtlichen Regelungen nachweislich erfolgreich absolviertes Probestudium. 

 

1.5.1   Hochschulzugangsbedingungen in Hessen 

Das Hessische Hochschulgesetz (HHG) trägt den europäischen Vereinbarungen zur beruflichen Bildung 
und dem Prinzip des lebenslangen Lernens Rechnung und ermöglicht nach § 18 Abs. 6 HHG den 
Hochschulen die Anrechnung von außerhochschulisch erworbenen Kenntnissen und Fähigkeiten auf ein 
Hochschulstudium. Im Falle der Gleichwertigkeit der erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten können 
bis zu 50 % auf die Module eines Studiengangs angerechnet werden. 24 

Seit dem 16. Dezember 2015 sind die rechtlichen Grundlagen für den Zugang zum Studium ohne Abitur 
im Hochschulgesetz sowie in der Verordnung über den Zugang beruflich Qualifizierter zu den Hoch-
schulen im Lande Hessen novelliert worden. Die hessischen Regelungen sehen – bis auf das fehlende 
Probestudium – zum Teil weiterführendere Maßnahmen vor, als es von der KMK im März 2009 be-
schlossen wurde.25 So können auch beruflich Qualifizierte, die über keine fachlich einschlägige Berufs-

                                                                          
24 Hessen zeigte 2007 nach Hamburg und Berlin die besten Werte bei den AnfängerInnenquoten von Studierenden ohne Abitur 
(OA-Studierende). Diese Position hat Hessen im Jahr 2010 verloren. Mit einer OA-Studienanfängerquote von 1, 84 % zeigt Hessen 
nunmehr einen deutlichen Abwärtstrend (Nickel, Sigrun et al. 2012, S. 69-71). 
25 Mit Beschluss der Kultusministerkonferenz (KMK) vom 06.03.2009 wurden die bis dahin sehr heterogenen Regelungen für das 
Studium ohne Abitur in den 16 Bundesländern vereinheitlicht. Davon profitieren Personengruppen mit abgeschlossener 
anerkannter Ausbildung und mehrjähriger Berufserfahrung und Personen mit hochqualifizierten Bildungsabschlüssen 
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ausbildung und -tätigkeit verfügen, durch eine mindestens 400 Stunden umfassende qualifizierte 
Weiterbildung und eine Zugangsprüfung die Hochschulzugangsberechtigung für ein entsprechendes 
Fach erlangen (GVBI. I 2010, S.238)  

Eine Besonderheit im Hessischen Hochschulgesetz ist, dass bei nachgewiesener hervorragender wissen-
schaftlicher (oder künstlerischer) Begabung auf eine Hochschulzugangsberechtigung für den 
betreffenden Studiengang verzichtet werden kann, sofern er mit einer Hochschulprüfung abgeschlossen 
wird ( HHG § 54, Abs. 4). In der jüngsten KMK-Synopse (Stand 2014)26 ist spezifiziert, dass dies nicht für 
medizinische und pharmazeutische Studiengänge gilt, die mit einer staatlichen Prüfung abschließen. 

Zu weiterbildenden Studiengängen können auch Personen zugelassen werden, die eine Berufsaus-
bildung abgeschlossen haben und über eine mehrjährige Berufserfahrung verfügen. Zulassungs-
voraussetzung sind jeweils eine fachliche Affinität zum angestrebten Studium sowie das Bestehen einer 
Eignungsprüfung (HHG § 16, Abs. 1-3). 

Zulassungen zum Studium ohne Abitur aus anderen Bundesländern werden nach einem Jahr nachweis-
lich erfolgreichen Studiums anerkannt (GVBI. II 2010, § 1 Abs. 3 S. 238). Weitergehend als im KMK-Be-
schluss ist die Regelung in Hessen, dass auch ein Probestudium und nach Ermessen der Hochschule 
sogar Hochschulzugangsprüfungen anderer Bundesländer anerkannt werden können. 

Zum Studium in einem grundständigen Studiengang ist berechtigt, wer die dafür erforderliche 
Hochschulzugangsberechtigung nachweist durch:  

o die allgemeine Hochschulreife  
o die fachgebundene Hochschulreife  
o die Fachhochschulreife  
o die Meisterprüfung sowie vergleichbare Abschlüsse der beruflichen Aufstiegsfortbildung nach 

Maßgabe der Verordnung über den Zugang beruflich Qualifizierter zu den Hochschulen im Land 
Hessen  

o eine andere nach Maßgabe der o.g. Verordnung geregelte Zugangsberechtigung.  

Grundsätzlich werden die allgemeine und die fachgebundene Hochschulzugangsberechtigung unter-
schieden. 

Der Zugang zu allen Studiengängen wird grundsätzlich über die allgemeine Studienzugangs-
berechtigung ohne Einschränkungen ermöglicht. Eine allgemeine Hochschulzugangsberechtigung be-
sitzen InhaberInnen der allgemeinen Hochschulreife (Abitur) sowie bestimmter beruflicher Fort-
bildungen. 

Die fachgebundene Studienberechtigung besitzen InhaberInnen einer fachgebundenen Hochschulreife; 
sie sind bei der Studienwahl auf bestimmte fachlich nahestehende Studiengänge begrenzt. 

Die Fachhochschulreife berechtigt zum Studium eines beliebigen Studiengangs an einer Fach-
hochschule. In Hessen besteht seit 2005 die Möglichkeit, mit der Fachhochschulreife auch an einer 
Universität bestimmte fachlich nahestehende Bachelor-Studiengänge zu belegen. 

1.5.2  Hochschulpakt Hessen (HSP) 2016-2020 

Der Hochschulpakt (HSP) legt einen hochschulübergreifenden haushaltsrelevanten Rahmen fest, be-
schreibt aber auch die von den Hochschulen eingegangenen Verpflichtungen. Im hessischen HSP finden 
sich, ähnlich wie in dem für Sachsen und Berlin, auch Ausführungen zur Einbindung der Weiterbildung. 
Weiterbildung wird somit als relevantes Thema erkannt, auch wenn Fragen im Zusammenhang mit der 
konkreten Umsetzung noch offen bleiben (Kretschmer et Al., 2014, S. 19-21). 

                                                                                                                                                                                                                                       
(Aufstiegsfortbildungen) wie MeisterIn, FachwirtIn und als gleichwertig anerkannte Qualifikationen, die nunmehr Personen mit 
allgemeiner Hochschulreife gleichgestellt sind. Rechtsgrundlage für den Hochschulzugang in Hessen ist § 54 des HHG sowie die 
Verordnung über den Zugang beruflich Qualifizierter(BerQHSchulZV) zu den Hochschulen im Lande Hessen vom 16.12.2015  
26 Vgl: http://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/veroeffentlichungen_beschluesse/2014/2014_08_00-Synopse-Hochschulzugang-
berufl_Qualifizierter.pdf 
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Im Hochschulpakt Hessen 2016-2020 werden vor allem die Fachhochschulen (Hochschulen für An-
gewandte Wissenschaften) bevorzugt.  
 

Hochschulpakt 2016-2020 (Hessen, 2015)  

 
Aus: 2. Hochschulpolitische Ziele (S.6 ff.) 
„Der Hochschulzugang für beruflich besonders qualifizierte Bürgerinnen und Bürger ist in Hessen 
bereits umfangreich gewährleistet. Die Hochschulen werden abgestimmte Maßnahmen und Angebote 
entwickeln, damit diese Möglichkeiten stärker als bisher wahrgenommen werden können und die 
Durchlässigkeit zwischen beruflicher und akademischer Bildung verbessert wird; hierfür werden Mittel 
des HSP 2020 in einem gesonderten Bewilligungsverfahren zur Verfügung gestellt. Die Hochschulen 
leisten damit einen Beitrag zur Deckung des Bedarfs an Fachkräften. Auch in diesem Kontext inten-
sivieren die Hochschulen ihre Studieninformation und -werbung bei potentiellen Studienbe-
werberinnen und -bewerbern mit Migrationshintergrund oder ohne akademischen Sozialisations-
hintergrund. Dem wirtschaftlichen Strukturwandel, insbesondere hinsichtlich der Anforderungen an 
berufliche Qualifikationen, begegnen die Hochschulen mit einem Ausbau und der weiteren Ent-
wicklung dualer und berufsbegleitender Studiengänge. Die Absolvierung berufsbegleitender Studien-
gänge kann insbesondere auch die berufliche Wiedereingliederung fördern. Weiterbildungsangebote 
einschließlich weiterbildender Studiengänge vertiefen diesen Ansatz.“ 

 
Bei der Förderung von Weiterbildungsangeboten wird im HSP 2020 lediglich der Ausbau berufsbe-
gleitender und dualer Angebote berücksichtigt.  

1.5.3  Gesetzliche Grundlagen zur Ermäßigung der Lehrverpflichtung in Hessen  
 

KMK-Vereinbarung über die Lehrverpflichtung an Hochschulen vom 12.06.2003 

 
(1.4) Lehrveranstaltungen 

(1.4.1) Nach Prüfungsordnungen, Studienordnungen oder Studienplänen nicht vorgesehene Lehrver-
anstaltungen werden berücksichtigt, wenn alle nach diesen Vorschriften vorgesehenen Lehrveran-
staltungen eines Faches durch hauptberuflich oder nebenberuflich an der Hochschule tätiges 
wissenschaftliches Personal angeboten werden. Im Hauptamt erbrachte Lehrveranstaltungen im 
Bereich Weiterbildung sind allgemein auf die Lehrverpflichtung anrechenbar. Die Anzahl der nach 
Satz 1 berücksichtigten Lehrveranstaltungsstunden ist der durch Landesrecht zu bestimmenden 
Stelle anzuzeigen.“27 
 

(3) Umfang der Lehrverpflichtung an Fachhochschulen 
(3.1) Die Lehrpersonen haben folgende Regellehrverpflichtung:  
Professorinnen und Professoren: 18 Lehrveranstaltungsstunden  
(3.2) Für Lehrkräfte für besondere Aufgaben an Fachhochschulen wird der Umfang der Lehrver-
pflichtung entsprechend der Ausgestaltung des Dienstverhältnisses festgesetzt. Die Lehrver-
pflichtung soll deutlich über der nach Nr. 3.1 liegen. 
(3.3) Angestellte 
Bei Angestellten gilt Nr.2.1.9 sinngemäß: Angestellte (auch befristet Beschäftigte). Dazu (ergänzend) 
unter 2.1.9.1: Bei Angestellten richtet sich die Lehrverpflichtung nach der Ausgestaltung des 
Dienstverhältnisses.  
(4) Ermäßigung der Lehrverpflichtung 
(4.1) Besondere Leitungsfunktionen: 
Für die Wahrnehmung folgender Funktionen innerhalb der Hochschule kann auf Antrag die Lehrver-
pflichtung ermäßigt werden bei:  

                                                                          
27Vgl. http://www.kmk.org/fileadmin/veroeffentlichungen_beschluesse/2003/2003_06_12-Vereinbarung-Lehrverpflichtung-
HS.pdf 
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(4.1.1)Leiterinnen und -leitern von Hochschulen, Vorsitzenden von Hochschulgremien: bis zu 100 v. 
H. 
(4.1.2) Vizepräsidentinnen/Vizepräsidenten /Prorektorinnen/Prorektoren, Mitgliedern von Hoch-
schulleitungsgremien: bis zu 75 v.H.  
(4.1.3) Leiterinnen und Leitern von zentralen Kollegialorganen: bis zu 25 v.H. 
(4.1.4) Leiterinnen und Leitern von Fachbereichen: bis zu 50 v.H.  
(4.1.5) Leiterinnen und Leitern eines Klinikums: bis zu 100 v.H. 
Für die Wahrnehmung der Funktionen nach Nr. 4.1.1 bis 4.1.4 kann eine Ermäßigung auch generell 
vorgesehen werden. Werden von einer oder einem Lehrenden mehrere der in Nummern 4.1.1 bis 
4.1.5 genannten Funktionen wahrgenommen, kann nur für eine dieser Funktionen eine Ermäßigung 
gewährt werden. 
 

4.2 Weitere Funktionen und Aufgaben in Universitäten und gleichgestellten Hochschulen 
Für die Wahrnehmung weiterer Aufgaben und Funktionen in der Hochschule (z. B. Leiterinnen und 
Leiter der Abteilungen regional gegliederter Hochschulen und ihre Stellvertreterinnen und Stell-
vertreter, Sprecherinnen und Sprecher von Sonderforschungsbereichen, besondere Aufgaben der 
Studienreform) kann die Kultus-/Wissenschaftsministerin oder der Kultus-/Wissenschaftsminister 
unter Berücksichtigung des Lehrbedarfs im jeweiligen Fach eine Ermäßigung gewähren.  
Studienfachberaterinnen und Studienfachberatern nach Abschnitt 2.4.2.2.5 der von der Kultus-
ministerkonferenz am 14.09.1973 beschlossenen Empfehlung „Beratung in Schule und Hochschule“ 
kann eine Ermäßigung bis zu 25 v.H. der Lehrverpflichtung gewährt werden. Je Studiengang sollen 
nicht mehr als zwei Lehrveranstaltungsstunden Entlastung für Studienberatungstätigkeit gewährt 
werden. 
 
… 

4.4 Fachhochschulen 
4.4.1 Für die Wahrnehmung von Forschungs-und Entwicklungsaufgaben sowie von weiteren 
Aufgaben und Funktionen in Fachhochschulen (z. B. Verwaltung von Einrichtungen, wie Labors und 
Rechenzentren, Betreuung von Sammlungen einschließlich Bibliotheken, Praktikantenamt und 
Praktikantenbetreuung, Prüfungsamt), die von der Hochschulverwaltung nicht übernommen werden 
können und deren Übernahme zusätzlich zu der Lehrverpflichtung wegen der damit verbundenen 
Belastung nicht zumutbar ist, kann die Kultus-/Wissenschaftsministerin oder der Kultus-/ 
Wissenschaftsminister oder die von ihr oder ihm ermächtigte Stelle Ermäßigungen gewähren, die 7 
v.H. der Gesamtheit der Lehrverpflichtungen der hauptberuflichen Lehrpersonen an Fach-
hochschulen und bei einzelnen Professorinnen und Professoren 4, im Falle der Wahrnehmung von 
Forschungs- und Entwicklungsaufgaben 8 Lehrveranstaltungsstunden nicht überschreiten sollen. 8 
Für Leiterinnen und Leiter der Abteilungen regional gegliederter Fachhochschulen und deren Stell-
vertreterinnen und Stellvertreter sowie für besondere Aufgaben der Studienreform kann die Kultus-
/Wissenschaftsministerin oder der Kultus-/Wissenschaftsminister unter Berücksichtigung des Lehr-
bedarfs im jeweiligen Fach weiter Ermäßigungen gewähren; das gleiche gilt für Studienfach-
beraterinnen und Studienfachberater im Sinne des Nr. 4.2 Absatz 2. 

 
Die Reduktion des Lehrdeputats bildet einen wichtigen Anreiz, um Lehrende für ein Engagement in der 
wWB zu gewinnen und wird vom Gesetzgeber (siehe: Abs. 1.4.1) gebilligt. Die Entscheidung über die 
anteilige Ermäßigung von Semesterwochenstunden (SWS) zu Gunsten der wWB obliegt jedoch den 
jeweiligen Hochschulleitungen.  
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1.5.4  Entgelte und Kostendeckung in der wissenschaftlichen Weiterbildung 
 

Weiterbildung und Kostenrechnung (§ 16 Abs. 3 und Abs. 4. HHG) 
 
Gemäß § 16 Abs. 3 des HHG sind „zur Teilnahme an Weiterbildungsangeboten insgesamt kosten-
deckende Entgelte zu erheben; sie werden vom Präsidium festgelegt. Mitgliedern der Hochschule, die 
zusätzlich zu ihren dienstlichen Verpflichtungen Aufgaben in der Weiterbildung oder besondere 
Aufgaben in dualen Studienangeboten übernehmen, kann dies vergütet werden, wenn die Ver-
gütung ausschließlich aus den in den jeweiligen Studienangeboten erzielten Einnahmen finanziert 
wird.(…) 
(4) Wissenschaftliches Personal, das ausschließlich aus Weiterbildungsentgelten finanziert wird, 
bleibt bei der Berechnung der Aufnahmekapazität für die grundständigen Studiengänge unbe-
rücksichtigt. 

1.5.4 Exkurs: Trennungsrechnung 

Seit dem 01.01.2007 unterliegen Hochschulen dem Beihilferecht. Die staatliche Finanzierung wirt-
schaftlicher Tätigkeit fällt damit unter das Beihilfeverbot, während die nicht-wirtschaftliche Tätigkeit 
zulässig ist. Hochschulen und Forschungseinrichtungen müssen infolgedessen beide Tätigkeitsformen in 
Bezug auf die Kosten und die Finanzierung voneinander trennen. Für den Aufbau einer Trennungs-
rechnung galt eine zweijährige Übergangsfrist, die seit dem 01.01.2009 ausgelaufen ist.  

Eine Einrichtung, die sowohl wirtschaftliche als auch nichtwirtschaftliche Tätigkeiten erzielt, fällt gemäß 
Abs. 3.1.1 Gemeinschaftsrahmen nicht unter Art. 107 Abs. 1 AEUV, wenn Quersubventionierungen ver-
mieden werden können und beide Tätigkeitsformen sowie deren Kosten getrennt werden. Der Nachweis 
über die entsprechende Trennung der Kosten kann im Jahresabschluss erfolgen. Aus Abschnitt 3.1.1 
ergibt sich dadurch, dass die Hochschulen eine Trennungsrechnung einführen mussten. 

Die Hochschulen sind daher aufgefordert, geeignete Kriterien für eine Unterscheidung zwischen wirt-
schaftlicher und nichtwirtschaftlicher Tätigkeit zu finden, da diese im Gemeinschaftsrahmen nicht ab-
schließend definiert werden. Grundlage für die Unterscheidung zwischen wirtschaftlicher und nicht-
wirtschaftlicher Tätigkeit bildet das EU-Gemeinschaftsrecht. 

Seitens der Wirtschafsprüfer wird den Hochschulen empfohlen, Weiterbildung grundsätzlich als wirt-
schaftliche Tätigkeit auszuweisen. Grundsätzlich wird dort, wo Angebote sich in Konkurrenz zu anderen 
Anbietern befinden, von einem Markt und damit einer wirtschaftlichen Tätigkeit ausgegangen (HMWK, 
Analyseraster zur Unterscheidung wirtschaftlicher und nichtwirtschaftlicher Tätigkeit von Hochschulen. 
Ein Leitfaden, Stand: 28.09.2012). 

1.5.5 Ist-Stand im Umgang mit der Trennungsrechnung an hessischen Hochschulen  

Für den Bereich Weiterbildung haben sich die hessischen Hochschulen bisher auf kein gemeinsames 
Vorgehen bzgl. der Vollkostenrechnung einigen können. Das externe Weiterbildungsangebot bildet für 
die hessischen Fachhochschulen einen elementaren Bestandteil des Praxistransfers und ist wesentlicher 
Baustein ihrer Profilbildung. Die meisten Weiterbildungsangebote sind zu Vollkostenpreisen nicht ab-
setzbar. Vor diesem Hintergrund entschlossen sich die hessischen Fachhochschulen, 
Gemeinkostenzuschlagssätze entsprechend dem HMWK-Erlass vom 15.10.2008 anzusetzen. 
(Stellungnahme der FH Frankfurt, der Hochschule Rhein Main, der Hochschule Darmstadt, der 
Evangelischen Hochschule Darmstadt vom 20.11.2012). 

Der HMWK-Erlass vom 15.10.2008 zum Nachweis des Kostendeckungserfordernisses für 
Weiterbildungsangebote der hessischen Hochschulen beschränkte sich bei der kostenrechnerischen 
Kalkulation in einem ersten Schritt auf weiterbildende Studiengänge. Für Seminare, Kurse und Einzel-
veranstaltungen war nur dann eine Einbeziehung vorgesehen, sofern diese das Kriterium der Wesent-
lichkeit erfüllen und die Erfassung keinen übermäßigen, gegenüber den erzielten Erlösen unwirt-
schaftlichen Aufwand bedingte. Dieser Erlass wurde am 10.12.2013 zunächst außer Kraft gesetzt, da an 
dieser Regelung mit Rücksicht auf den EU-Beihilferahmen nicht mehr festgehalten werden konnte. Die 



 
 

21

Berechnung der Vollkosten bezieht sich somit auf alle Weiterbildungsaktivitäten entsprechend des EU-
Beihilferahmens (HMWK; Aktenzeichen 052/13/20/03.0000 I2.5. 10. Dezember 2013. Weiterbildung an 
hessischen Hochschulen). Der HMWK-Erlass vom 15.10.2008 wurde dann aber nochmal verlängert, um 
die neuen Entwicklungen der EU Rahmengesetzgebung abzuwarten.  

Mit einem weiteren Erlass vom 28.08.2015 wurde der Erlass vom 15.10. 2008 erneut aufgehoben und 
alle weiterbildenden Tätigkeiten im Rahmen der Trennungsrechnung somit als potentiell wirtschaftlich 
eingestuft (HMWK, Weiterbildung an den hessischen Hochschulen vom 28.10.2015). 
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Zwischenfazit 

In Hessen sind die Hochschulen gemäß § 16 (1) HHG aufgefordert, Weiterbildungsangebote zur 
wissenschaftlichen Vertiefung und Ergänzung berufspraktischer Erfahrungen zu entwickeln und 
anzubieten. In § 16 (2) sind die Zulassungsvoraussetzungen für BewerberInnen weiterbildender 
Masterstudiengänge geregelt. Demnach können Bewerberinnen und Bewerber, die eine 
Berufsausbildung abgeschlossen haben und über mehrjährige Berufserfahrung verfügen, über eine 
Eignungsprüfung zugelassen werden.  

§ 16 (3) schreibt die Erhebung kostendeckender Entgelte vor und regelt die Vergütung der Dozenten.  

§ 16 (4) regelt Fragen der Kapazitätsberechnung, wonach wissenschaftliches Personal, das 
ausschließlich aus Weiterbildungsentgelten finanziert wird, bei der Berechnung der 
Aufnahmekapazität für die grundständigen Studiengänge unberücksichtigt bleibt. Die Novellierung des 
HHG 2015 ließ § 16 unverändert.  

Auch § 54 (6) HHG sieht Regelungen für den Hochschulzugang beruflich qualifizierter BewerberInnen 
vor, die durch die Novellierung des HHG dahingehend ergänzt wurden, dass zur Erprobung neuer Wege 
des Hochschulzugangs für beruflich Qualifizierte, Modellversuche an den Hochschulen des Landes 
durch Rechtsverordnung geregelt werden können.  

Ab 2016 verpflichten sich die Länder laut Hochschulpakt (HSP) mehr beruflich Qualifizierten den 
Zugang zu Hochschulen zu eröffnen und den Anteil an berufsbegleitenden und dualen Studiengängen 
zu erhöhen. Während der hessische Hochschulpakt 2011-2015 die verstärkte Entwicklung von 
Angeboten und Maßnahmen für beruflich Qualifizierte zur Deckung des Bedarfs an Fachkräften durch 
den Ausbau und die Weiterentwicklung dualer Studiengänge und Weiterbildungsangebote vorsah, 
bezieht sich der aktuelle Hochschulpakt 2016-2020 auf die Verbesserung der Durchlässigkeit zwischen 
beruflicher und akademischer Bildung. 

Eine weitere Änderung des politischen Rahmens, die Relevanz für Fragen der Finanzierung und der 
Vollkostenrechnung hat, ergibt sich aus der Aufhebung eines Erlasses des HMWK (vom 15.10.2008) 
bezüglich Weiterbildung an hessischen Hochschulen. Der Erlass ermöglichte, unter Berücksichtigung 
der Wesentlichkeit und Wirtschaftlichkeit, für kleinere Weiterbildungsangebote (z.B. 
Zertifikatsangebote), die Anwendung eines pauschalen Gemeinkostensatzes. Eine detaillierte 
kostenrechnerische Kalkulation und Erfassung der lstkosten war dadurch auf weiterbildende 
Studiengänge beschränkt. Dieser Erlass wurde im August 2015 außer Kraft gesetzt. 
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2 Interne Rahmenbedingungen 

Im Folgenden werden die internen Strukturen und Rahmenbedingungen der wWB an der Hochschule 
Fulda beschrieben. In die Ist-Analyse gingen u.a. das aktuelle Leitbild und die Entwicklungspläne der 
HFD, die Satzung des Zentrums für Wissenschaftliche Weiterbildung (ZWW) sowie eine in 2009 für das 
ZWW durchgeführte SWOT-Analyse ein. Dadurch wurden fördernde und hemmende Faktoren, sowie 
zentrale Handlungsfelder für die Strukturentwicklungsarbeit identifiziert.  

2.1 Wissenschaftliche Weiterbildung im Leitbild der Hochschule Fulda  
Weiterbildung und lebenslanges Lernen sind im Leitbild und in der strategischen Zielsetzung der HFD 
verankert (Entwicklungsplan HFD, 2011-2015, S. 22). 

Die HFD bekennt sich in ihrem Leitbild zu ihrem gesetzlichen Auftrag, wonach sie eine „auf den Kennt-
nissen der Forschung beruhende Aus- und Weiterbildung“ vermittelt.  

Laut Satzung des ZWW umfasst wWB an der HFD dem aktuellen Verständnis zufolge „insbesondere die 
wissenschaftliche Vertiefung oder Erweiterung von früher erworbenem, fachlich berufsorientiertem Wissen 
und Fähigkeiten, aber auch die Befähigung zur fundierten kritischen Reflexion der Zusammenhänge 
zwischen Individuum, Gesellschaft und Umwelt.“ (Satzung des Zentrums für wissenschaftliche 
Weiterbildung, 17. Dezember 2009).  

Die Bestimmung von wWB entspricht im Wortlaut den gesetzlichen Vorgaben und weist (noch) keine 
darüber hinaus weisende Definition auf, durch welche sich die HFD im Besonderen auszeichnet. Dieses 
Defizit sollte aufgegriffen und bearbeitet werden und die Ziele der HFD im Bereich der 
wissenschaftlichen Weiterbildung und des lebensbegleitenden Lernens anschließend priorisiert werden. 

2.2 Hochschulstrategische Verankerung der wissenschaftlichen Weiterbildung 

Der strategische als auch strukturelle Stellenwert der wWB an der HFD wurde mit der der Gründung des 
Zentrums für wissenschaftliche Weiterbildung (ZWW) am 01.01.2010, in dem fachübergreifend alle 
wissenschaftlichen Weiterbildungsangebote gebündelt werden, bekräftigt. 

Obwohl seit 2009 am ZWW Kenntnisse aufgebaut wurden, die den abweichenden Logiken und Praxen 
in der Überprüfung und Sicherstellung der Marktgängigkeit von wissenschaftlichen Weiterbildungs-
angeboten im Unterschied zu grundständigen Studiengängen gerecht werden, ist deren Bedeutung für 
die strategische Entwicklung und den weiteren Ausbau der wissenschaftlichen Weiterbildung an der 
HFD eher am Rande eingegangen.  
 

2.3 Stärken und Schwächen der wissenschaftlichen Weiterbildung an der Hochschule Fulda  

In 2009 wurde, als Vorbereitung und Grundlage zur Gründung des ZWW, für die HFD eine SWOT-
Analyse zu Stärken und Schwächen der wWB durchgeführt (HFD, Konzept für ein Zentrum für Wissen-
schaftliche Weiterbildung, 2009, unveröffentlicht, S. 11ff.).  

In der folgenden Tabelle sind die in der SWOT-Analyse festgestellten Schwächen aufgelistet und erste 
mögliche Maßnahmen abgeleitet. 

Tabelle 4 

Schwächen Maßnahmen 

Wahrnehmung von wWB als wenig prestige-
trächtig 

 Positive Grundstimmung sowie stärkere Wahr-
nehmung über regelmäßige Berichte im Senat und 
erweiterten Präsidium an der HFD erzeugen 

 Ausschreibungen zur finanziellen Förderung von 
wWB-Engagement 

Angebotsentwicklung ist personengebunden Aufbereitung von ansprechenden Informations-
materialien und Abbildung der zentralen Entwicklungs-
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schritte im QM 

Fehlende strategische Ziele Visionen erarbeiten und zur Diskussion bringen  

Kapazitäts- und Motivationsprobleme 
(fehlende Anreize) 

Anreizsystem entwickeln 

Finanzierungsystematik der wWB 
(Trennungsrechnung) 

Neue Finanzierungsmodelle erarbeiten und finanzielle 
Unterstützungsmöglichkeiten für Teilnehmende 
eruieren  

Konflikt zwischen grundständiger Lehre und 
Bezahlstudiengängen 

Positionspapier als Grundlage zur Diskussion und zur 
Identifikation von Barrieren sowie weiteren 
Entwicklungsschritten erarbeiten 

Fehlende Alumniarbeit in der wWB Anregung eines Ausbaus der Alumniarbeit für die wWB 

 
Die Befunde der SWOT-Analyse wurden im Rahmen der hochschulinternen Auftaktveranstaltung zum 
FuBiLe-Projekt im Frühjahr 2015 erneut aufgegriffen. Hier haben die anwesenden AkteurInnen aus den 
Fachbereichen, der Verwaltung und Hochschulleitung ihre Vorstellungen, Bedenken sowie Ideen zur 
wWB diskutiert. Dadurch konnten in einem ersten Schritt sehr heterogene Perspektiven zur wWB 
sondiert werden.  

Es wurden dabei u.a. folgende Stärken und Schwächen der wWB aus Sicht der Teilnehmenden erfasst:  

- Zu den zentralen Stärken der wWB an der HFD zählen neben einer 15-jährigen Expertise mit 
Blended Learning Formaten, innovativen Fernstudiengängen (MAPS; BASA-O etc..), Erfahrungen mit 
Kooperations- und Verbundlösungen (Uni Kassel; ZFH); Erfahrungen mit neuen Medien in der Lehre, 
Zertifikatsprogramme mit Alleinstellungsmerkmal und gute Unternehmenskontakte über Netz-
werke. Gerade die Erfahrungen mit berufsbegleitenden grundständigen Angeboten an den 
Fachbereichen und weiterbildenden Zertifikatsprogrammen am ZWW können in die Entwicklung 
neuer wWB-Formate wie z.B. dem geplanten Weiterbildungs-Modulbaukastensystem einfließen.  

 
- Zu den Schwächen hinsichtlich der Aufstellung der HFD im Bereich der wWB zählen das Fehlen 

strategischer Ziele, ein später Markteintritt, Kapazitäts- und Motivationsprobleme der Lehrenden, 
mangelnde Anreize, Wahrnehmung der wWB als randständig und wenig prestigeträchtig, nur in 
Ansätzen vollzogene systematisierte Alumniarbeit der HFD, Finanzierungsbedingungen für 
Teilnehmende in der wWB; bildungspolitischer Konflikt zwischen kostenpflichtigen 
Weiterbildungsangeboten und gebührenfreien Studienangeboten in der grundständigen Lehre. In 
den nächsten Entwicklungsschritten sind diese Schwächen eingehender zu betrachten. Als 
prioritärer Aspekt werden die strategischen Ziele und Anreizsysteme gesehen. 

 

2.4  Strukturen der wissenschaftlichen Weiterbildung an der Hochschule Fulda 

Die HFD hat durch die Gründung des ZWW einen ersten strukturellen Anreiz für ein Engagement in der 
wWB gesetzt. Als zentrale Einrichtung bietet das ZWW unterstützende Service-Leistungen für die Fach-
bereiche an, mit dem Ziel, diese organisatorisch und institutionell bei der Entwicklung und Durch-
führung von Weiterbildungsangeboten zu entlasten. Im Rahmen des Projektes werden weitere 
strukturelle und finanzielle Anreizmöglichkeiten sowie unterstützende Maßnahmen erfasst und nach 
ihrer Relevanz beurteilt. Ziel ist es dabei, diese in die Hochschulstrukturen zu implementieren und die 
Institutionalisierung von Vorgängen zur Erfassung und Sicherung der Qualität voranzutreiben. Gerade 
die Systematisierung und Dokumentation von Abläufen stellt Transparenz her und bildet eine 
Voraussetzung zur Identifizierung von weiteren Optimierungspotentialen. Mit Blick auf die 
Marktgängigkeit der Studienprogramme und die Gewinnung externer Kooperationspartner stellt die 
Professionalisierung der Abläufe einen weiteren wichtigen Faktor dar. 
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Die Verortung des Projekts FuBiLe am ZWW bietet die Möglichkeit, bei der Entwicklung des modularen 
Systems, neben dem Bezug zu Studium und Lehre, auch den Transfer von Forschung in der Profilbildung 
und Außendarstellung zu verankern und dadurch den wissenschaftlichen Anspruch im Unterschied zu 
anderen regionalen Fort- und Weiterbildungsträgern hervorzuheben. Erste Einschätzungen zum 
Potenzial dieses forschungsförderlichen Anreizes wurden über einen Workshop, der im Januar 2016 
unter dem Titel „Weiterbildung als ein Katalysator für praxisorientierte Forschungsideen“ stattfand, 
ermittelt.  

Die Profilbildung der wWB könnte sich zukünftig an den drei Forschungsschwerpunkten der HFD 
orientieren: 1. Gesundheit, Ernährung, Lebensmittel, 2. Interkulturalität und soziale Nachhaltigkeit, 3. 
Informatik und Systemtechnik. Zurzeit werden vor allem fachliche Angebote aus den ersten beiden 
Themenfeldern abgedeckt, während es zu den technisch-naturwissenschaftlichen Fachgebieten (noch) 
keine Berührungspunkte gibt (Entwicklungsplan HFD, 2011-2015).  

2.5  Zielvereinbarungen der Hochschule Fulda mit dem Hessischen Ministerium für Wissenschaft und 
Kunst (HMWK) 

In den Zielvereinbarungen (ZV) des Hessischen Ministeriums für Wissenschaft und Kunst (HMWK) und 
der HFD wurden für den Zeitraum 2011-2015 der Ausbau infrastruktureller Maßnahmen, darunter die 
Gründung des Zentrums für wissenschaftliche Weiterbildung (ZWW), die Fortführung bestehender 
Zertifikatsangebote sowie die Entwicklung von Einzelmaßnahmen an den Fachbereichen vereinbart (ZV 
zwischen HFD und HMWK, 2011, S. 2-19). Die aktuelle Zielvereinbarung 2016-202028 sieht im Vergleich 
dazu die Fortführung sowie Erweiterung von Zertifikatsprogrammen vor. Auch die Fachbereiche legen 
sich als Akteure bei der Einrichtung weiterbildender Angebote und der Förderung der Durchlässigkeit 
zwischen beruflicher und akademischer Bildung gegenüber dem HMWK fest. Hierdurch entstehen 
sowohl neue Verbindlichkeiten als auch Anforderungen für die Fachbereiche, sich stärker in der 
wissenschaftlichen Weiterbildung zu engagieren. Das Projekt könnte dies als Katalysator für die 
hochschulweite Etablierung von wWB nutzen (ZV zwischen HFD und HMWK, 2015, unveröffentlicht). 

2.6  Good (fitting) Practices  
Die Ermittlung von Best Practice Beispielen erfolgt durchlaufend, zumal sich im Entwicklungsprozess 
Fragen und Anforderungen zu speziellen Komponenten des geplanten modularen Systems erst noch 
ergeben (wie z.B. zu Anerkennung, Anrechnung, Systematisierung, Flexibilität, curriculare Gestaltung, 
Qualitätsstandards etc.). Während der Bestandserhebung zeigte sich, dass für die Identifikation von 
sogenannten Best Practice Beispielen zunächst nachvollziehbare Kriterien notwendig sind, um beur-
teilen zu können, was eine gute von einer weniger guten Praxis unterscheidet und welche Praxen oder 
Elemente für die HFD von Vorteil sind. Es empfiehlt sich auch von Good (passender wären noch „good 
fitting“) statt von Best Practices zu sprechen, zumal die Beurteilung dessen, was eine sehr gute von einer 
guten oder weniger guten Praxis unterscheidet, je nach Hochschule variieren kann. Je nach Problem- 
und Fragestellung im Zuge der konzeptuellen Entwicklung des modularen Systems müssen gesonderte 
Kriterien für die Beurteilung spezifiziert werden, um unreflektierte Übertragungen zu vermeiden. 
 
  

                                                                          
28 Vgl: https://www2005.hs-fulda.de/fileadmin/PS/Hochschulentwicklungsplan/Hochschulentwicklungsplan_2016-
2020_final.pdf 
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3  Abkürzungsverzeichnis  

AI: Angewandte Informatik 
B.A.: Bachelor of Arts  
BMBF: Bundesministerium für Bildung und Forschung 
BDA: Bundesvereinigung der ArbeitgeberInnenverbände  
DLS: Abteilung „Dienstleistung Studium und Lehre  
EUA: European University Association  
ET: Elektrotechnik 
ECTS: European Credit Transfer System  
FuBiLe: Fulda bildet lebensbegleitend  
FB: Fachbereich  
FuE: Forschung und Entwicklung  
HFD: Hochschule Fulda 
HRK: Hochschulrektorenkonferenz  
HRG: Hochschulrahmengesetz 
HMWK: Hessisches Ministerium für Wissenschaft und Kunst 
HHG: Hessisches Hochschulgesetz 
HWBG: Hessisches Weiterbildungsgesetz 
HSP: Hochschulpakt 
KMK: Kultusministerkonferenz 
LLL: Lebenslanges Lernen  
LVVO: Lehrverpflichtungsordnung  
LP: Leistungspunkte  
LT: Lebensmitteltechnologie  
M.A: Master of Arts  
MBA: Master of Business Administration  
NTS: Nicht-traditionell Studierende  
OA-Studierende: Studierende ohne Abitur 
OE: Oecotrophologie  
PG: Pflege und Gesundheit  
QS: Qualitätssicherung  
SK: Sozial- und Kulturwissenschaften  
SW: Sozialwesen  
SWOT: Streangh, Weaknesses, Opportunities, Threats  
wWB: wissenschaftliche Weiterbildung 
W: Wirtschaft 
ZWW: Zentrum für wissenschaftliche Weiterbildung 
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